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Keine konkludente Zustimmung des Angeklagten zum Verständigungsvorschlag 
 

Leitsatz (redaktionell) 
 

Der Angeklagte kann seine Zustimmung nach § 257c Abs. 3 Satz 4 StPO nicht konkludent erklären. 

 

Sachverhalt 
 

Das Landgericht hat die Angeklagte "der gewerbsmäßigen unerlaubten Abgabe von Betäubungsmitteln an 
Minderjährige in acht Fällen, davon in zwei Fällen in Tateinheit mit unerlaubtem Handeltreiben mit Betäu-
bungsmitteln in nicht geringer Menge und unerlaubtem Besitz von Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge, 
in einem Fall in Tateinheit mit unerlaubtem Besitz von Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge und uner-
laubtem Handeltreiben von Betäubungsmitteln und in einem weiteren Fall in Tateinheit mit unerlaubtem Han-
deltreiben von Betäubungsmitteln und unerlaubtem Erwerb von Betäubungsmitteln, des Bestimmens von Min-
derjährigen zum unerlaubten Veräußern von Betäubungsmitteln in fünf Fällen, des unerlaubten Handeltrei-
bens mit Betäubungsmitteln in fünf Fällen sowie des unerlaubten Erwerbs von Betäubungsmitteln in 15 Fällen" 
schuldig gesprochen und zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von sechs Jahren verurteilt. Darüber hinaus hat es 
die Unterbringung der Angeklagten in einer Entziehungsanstalt und einen Vorwegvollzug angeordnet sowie 
Einziehungsentscheidungen getroffen. Die hiergegen gerichtete Revision der Angeklagten hat mit der Rüge 
einer Verletzung von § 257c Abs. 3 Satz 4 StPO Erfolg; auf die Sachrüge kommt es nicht an. 
 

Entscheidungsgründe 
 

1. Die zulässig erhobene Rüge der Verletzung von § 257c Abs. 3 Satz 4 StPO ist begründet. 
 
a) Der Rüge liegt folgendes Verfahrensgeschehen zugrunde: 
 
In der Hauptverhandlung vom 16. Oktober 2023 unterbreitete der Vorsitzende unter Bezugnahme auf zuvor 
geführte Rechtsgespräche mit den Verfahrensbeteiligen einen Verständigungsvorschlag, der entsprechend 
protokolliert wurde. In den folgenden Hauptverhandlungsterminen vom 23. und 27. Oktober 2023 gaben die 
Verteidiger der Angeklagten eine Erklärung und für sie eine Einlassung zur Sache ab, die sie bestätigte und 
sich auf Nachfrage weiter zur Sache äußerte. Die Angeklagte hatte weder dem Verständigungsvorschlag der 
Strafkammer zugestimmt noch war sie gemäß § 257c Abs. 5 StPO belehrt worden. Das Landgericht ist von 
einer wirksamen Verständigung gemäß § 257c StPO entsprechend seinem Vorschlag vom 16. Oktober 2023 
ausgegangen. 
 
b) Es liegt ein Verstoß gegen § 257c Abs. 3 Satz 4 StPO vor. Wegen der fehlenden Zustimmung der Ange-
klagten zum Vorschlag des Gerichts ist keine wirksame Verständigung zustande gekommen. 
 
Gemäß § 257c Abs. 1 Satz 1 StPO kommt eine Verständigung in der Hauptverhandlung zustande, wenn das 
Gericht ankündigt, wie die Verständigung aussehen könnte (§ 257c Abs. 3 Satz 1 StPO), und wenn der An-
geklagte sowie die Staatsanwaltschaft zustimmen (§ 257c Abs. 3 Satz 4 StPO). Eine solche Zustimmung 
bewirkt das formwirksame Zustandekommen der Verständigung. Sie ist als gestaltende Prozesserklärung un-
anfechtbar und unwiderruflich (BGH, Beschluss vom 23. Juli 2019 - 1 StR 169/19, StraFo 2019, 467 f. mwN). 
Die Zustimmung zum Verständigungsvorschlag muss deshalb - nicht zuletzt wegen der Bindungswirkung - 
ausdrücklich erfolgen. Eine nur konkludente Erklärung des Angeklagten reicht nicht aus (vgl. BGH, aaO, 
mwN). 
 
Ein solcher Ablauf hat nach dem durch das Protokoll der Hauptverhandlung belegten Vortrag der Beschwer-
deführerin nicht stattgefunden. Die für das Zustandekommen der Verständigung notwendige 
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Zustimmungserklärung der Angeklagten ist nicht abgegeben worden. Es kommt hier deshalb auch nicht mehr 
darauf an, dass die zulässig erhobene Rüge der Verletzung des § 257c Abs. 5 StPO ebenfalls Erfolg gehabt 
hätte. 
 
c) Das Geständnis der Angeklagten kann durch das rechtsfehlerhafte Verfahren zur Verständigung beeinflusst 
sein. Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass das Urteil - wegen der in den Urteilsfeststellungen darge-
stellten engen Zusammenhänge zwischen allen verfahrensgegenständlichen Taten - im Sinne des § 337 StPO 
vollumfänglich auf dem Verfahrensfehler beruht, denn das Gericht hat der von der Angeklagten gebilligten 
Verteidigererklärung und den von ihr selbst auf Vorhalte oder Befragungen abgegebenen Erklärungen erheb-
liche Bedeutung für die Beweiswürdigung beigemessen und dies umfassend begründet. 
 
2. Von dem Rechtsfehler sind die Feststellungen mitbetroffen, die insgesamt der Aufhebung unterliegen (§ 
353 Abs. 2 StPO; vgl. BGH, Beschluss vom 7. Januar 2025 - 2 StR 330/24, Rn. 8 mwN). Der Verfahrensfehler 
führt zur Aufhebung des Urteils nur bei der Beschwerdeführerin, die den Verstoß gerügt hat; ein Anwendungs-
fall des § 357 Satz 1 StPO ist nicht gegeben (vgl. BGH, Urteil vom 6. März 1962 - 1 StR 554/61, BGHSt 17, 
176, 178 f.).
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Sukzessive Mittäterschaft  
 

Leitsatz (redaktionell) 
 

Bei Beteiligung mehrerer Personen, von denen nicht jede sämtliche Tatbestandsmerkmale verwirklicht, han-
delt als Mittäter, wer seinen eigenen Tatbeitrag so in die Tat einfügt, dass er als Teil der Handlung eines 
anderen Beteiligten und umgekehrt dessen Handeln als Ergänzung des eigenen Tatanteils erscheint. 
 

Sachverhalt 
 

I. Das Landgericht hat den Angeklagten wegen gewerbs- und bandenmäßigen Betruges unter Einbeziehung 
von Strafen aus einem früheren Urteil zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren verurteilt. Die hiergegen 
mit der Sachrüge geführte Revision des Angeklagten erweist sich als unbegründet im Sinne von § 349 Abs. 2 
StPO. 
 

Nach den Feststellungen beteiligte sich der Angeklagte bei der Organisation des Erwerbs einer sogenannten 
Mantelgesellschaft und deren wirtschaftlicher Neugründung durch den gesondert Verfolgten N.                       Die-
ser beabsichtigte, die Aktiengesellschaft zu betrügerischen Zwecken zu nutzen, um unter Vorspiegelung eines 
ordnungsgemäß wirtschaftenden Unternehmens nichtexistierende oder wertlose Aktien an Anleger im 
deutschsprachigen Raum zu verkaufen. Der Angeklagte kümmerte sich in der Folge um den Erwerb einer 
weiteren Mantelgesellschaft. Käufer war eine vom gesondert Verfolgten N.                      beherrschte 
Gesellschaft mit Sitz in der Türkei. Vorstand der zu errichtenden Gesellschaft sollte der weitere gesondert 
Verfolgte R.               werden, da der Angeklagte aufgrund einer Vorstrafe wegen Betrugs und Marktmanipulation 
nach eigener Einschätzung hierfür ausschied. In Abstimmung mit dem gesondert Verfolgten N.                      be-
auftragte er eine Rechtsanwaltsgesellschaft mit der rechtlichen Betreuung des Firmenerwerbs und Einrichtung 
eines Treuhandkontos für die Käuferin, worauf Grundkapital, Kaufpreis und später die Anlegergelder einge-
zahlt werden sollten. Gegenüber dem Treuhänder war der Angeklagte, wie auch R.              , ermächtigt, 
Anweisungen betreffend das Treuhandkonto und die dort verwahrten Gelder zu erteilen. 
 

Zum Vertrieb der Aktien bediente sich N.                      eines von ihm in der Türkei betriebenen Callcenters. In 
der Zeit vom 15. November 2019 bis 14. Januar 2020 zahlten 42 Geschädigte im Vertrauen auf die zugesagte 
Übertragung von Aktien und deren Werthaltigkeit insgesamt 474.982 Euro ein, die auf dem Treuhandkonto 
einer Rechtsanwaltsgesellschaft verwaltet wurden. 
 

Der Angeklagte hatte zunächst keine Kenntnis von den kriminellen Absichten. Spätestens am 26. November 
2019, nach Erhalt einer E-Mail des Treuhänders, in der dieser auf erhebliche Zahlungseingänge von Anlegern 
trotz unzureichender vertraglicher Grundlagen hinwies, wusste er, dass Aktien einer nichtexistierenden Ge-
sellschaft ohne werthaltige Gegenleistung veräußert wurden. Er unternahm nichts, um die Einzahler zu unter-
richten oder eine Rückzahlung an sie zu veranlassen. Zudem nahm er weitere Einzahlungen von 32 Geschä-
digten in Höhe von insgesamt 347.782 Euro zumindest billigend in Kauf. Darüber hinaus beteiligte er sich an 
dem vom gesondert Verfolgten N.                      beherrschten Betrugskonstrukt, indem er in zwei Telefonaten 
den Irrtum eines Anlegers über die ordnungsgemäße Verwendung seines eingezahlten Geldes aufrechterhielt. 
Ferner bemühte er sich auf Bitten des gesondert Verfolgten N.                      am 18. Dezember 2019 darum, 
den Treuhänder zur Überweisung der auf dem Treuhandkonto verwahrten Anlegergelder an die von N.                      
geführte Gesellschaft zu veranlassen, was jener verweigerte. Nach Einleitung des Ermittlungsverfahrens wur-
den die noch beim Treuhänder befindlichen Anlegergelder zurückgezahlt. 
 

Der Angeklagte erhielt für seine Tätigkeit etwa 18.000 Euro. Er wollte sich zudem eine noch auszuhandelnde 
Gewinnbeteiligung und die weitere Zusammenarbeit mit dem gesondert Verfolgten N.                      sichern, 
um so für einen nicht unerheblichen Zeitraum seinen Lebensunterhalt zu sichern. 
 

Entscheidungsgründe 
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II. Die auf die Sachrüge vorzunehmende Nachprüfung des angefochtenen Urteils hat keinen Rechtsfehler zum 
Nachteil des Angeklagten ergeben. 
 

1. Die Annahme des Landgerichts, der Angeklagte habe sich ab dem Zeitpunkt seiner Kenntnis vom betrüge-
rischen Handeln der gesondert Verfolgten N.                      und R.               diesen als Mittäter angeschlossen, 
wird von den Feststellungen getragen. 
 

a) Bei Beteiligung mehrerer Personen, von denen nicht jede sämtliche Tatbestandsmerkmale verwirklicht, 
handelt als Mittäter, wer seinen eigenen Tatbeitrag so in die Tat einfügt, dass er als Teil der Handlung eines 
anderen Beteiligten und umgekehrt dessen Handeln als Ergänzung des eigenen Tatanteils erscheint. Bei der 
hierfür vom Tatgericht vorzunehmenden wertenden Gesamtbetrachtung aller festgestellten Umstände sind 
maßgeblich der Grad des eigenen Interesses an der Tat, der Umfang der Tatbeteiligung und die Tatherrschaft 
oder wenigstens der Wille dazu, so dass die Durchführung und der Ausgang der Tat maßgeblich auch vom 
Willen des Betreffenden abhängen (st. Rspr.; vgl. BGH, Beschluss vom 28. April 2020 - 3 StR 85/20 mwN). 
Mittäterschaft kann auch dann vorliegen, wenn sich eine Person einer zunächst fremden Tat nach deren Be-
ginn und vor ihrer Beendigung als Täter in Kenntnis und unter Billigung des bisherigen Tatablaufs anschließt 
und ihr Handeln noch Einfluss auf den Eintritt des tatbestandsmäßigen Erfolgs hat (vgl. BGH, Beschlüsse vom 
11. Februar 2020 - 4 StR 583/19, NStZ 2020, 727 f.; vom 26. Juli 2018 - 3 StR 627/17 Rn. 16; vom 2. Juli 
2009 - 3 StR 131/09, NStZ 2010, 146 f.; Urteil vom 14. August 2009 - 3 StR 552/08, BGHSt 54, 69, 128 f.). 
Eine solche sukzessive Zurechnung setzt in subjektiver Hinsicht voraus, dass der Hinzutretende in der Vor-
stellung handelt, die Herbeiführung des tatbestandsmäßigen Erfolgs durch sein eigenes Handeln weiter zu 
fördern oder diesen zu vertiefen (vgl. BGH, Beschluss vom 26. Juli 2018 - 3 StR 627/17; Urteil vom 1. Dezem-
ber 2011 - 5 StR 360/11, NStZ-RR 2012, 77 f.). 
 

b) Dem angefochtenen Urteil ist im Gesamtzusammenhang zu entnehmen, dass diese Maßgaben erfüllt sind. 
 

aa) Soweit allerdings die Strafkammer darauf abgestellt hat, dass der Angeklagte den Erwerb der jeweiligen 
Gesellschaften organisierte und jeweils die Notartermine vorbereitete, handelte es sich um Tätigkeiten vor 
seiner Kenntnis vom betrügerischen Vorgehen des gesondert Verfolgten N.                     , so dass in dieser 
Phase des Geschehens (vor dem 26. November 2019) der erforderliche Vorsatz des Angeklagten fehlte. 
 

bb) Zutreffend hat das Landgericht die mittäterschaftliche Tatbeteiligung aber auch damit begründet, dass sich 
der Angeklagte ab dem 26. November 2019 bewusst dem Tatplan des gesondert Verfolgten N.                      an-
geschlossen hatte und dann gewichtige Tatbeiträge leistete. So hatte er (weiterhin) die formale Verfügungs-
befugnis über bereits eingegangene Anlegergelder auf dem - dem unmittelbaren Zugriff des gesondert Ver-
folgten entzogenen - Treuhandkonto der Rechtsanwaltsgesellschaft und nahm weitere Einzahlungen in er-
heblicher Höhe von Anlegern mindestens billigend in Kauf. Er war der alleinige Ansprechpartner des Treuhän-
ders. Mit diesem kommunizierte er regelmäßig, insbesondere wegen dessen wiederholter Forderung, die ver-
tragswidrigen Verhältnisse hinsichtlich der Anlegergelder zu beseitigen. Der Angeklagte setzte sich aktiv für 
das von N.                      geschaffene Betrugskonzept ein, beispielsweise indem er mit einem Anleger zwei 
Telefonate führte, in denen er dessen Irrtum von einer vertragsgemäßen Verwendung des angelegten Kapitals 
bewusst aufrechterhielt. Darüber hinaus wies er den Treuhänder etwa einen Monat vor dem Zusammenbruch 
des betrügerischen Konstrukts telefonisch an, die von ihm verwahrten Anlegergelder auf ein Konto zu über-
weisen, auf welches der gesondert Verfolgte N.                      unmittelbaren Zugriff gehabt hätte, wenn sich 
der Treuhänder nicht geweigert hätte. Die (auch) an diese Tatbeiträge anknüpfende Wertung des Landge-
richts, der Angeklagte habe Tatherrschaft besessen, beruht damit auf einer tragfähigen Tatsachengrundlage. 
Seine Annahme, der Schwerpunkt der Handlungen des Angeklagten liege im positiven Tun, ist revisionsrecht-
lich nicht zu beanstanden (zur Abgrenzung positiven Tuns vom unechten Unterlassen, Schwerpunkt der Vor-
werfbarkeit vgl. BGH, Beschlüsse vom 17. Februar 1954 - GSSt 3/53, BGHSt 6, 46, 59; vom 17. August 1999 
- 1 StR 390/99, NStZ 1999, 607; Urteil vom 7. September 2011 - 2 StR 600/10, NJW 2011, 3528 f.; Urteil vom 
6. Juli 1990 - 2 StR 549/89, BGHSt 37, 106, 114; Schönke/Schröder/Bosch, StGB, 30. Aufl., Vorbem. zu §§ 
13 ff. Rn. 158 mwN). Soweit das Landgericht ausgeführt hat, der Angeklagte habe bereits in erheblichem 
Umfang Honorar und Reisespesen erhalten, die Geschäftsbeziehung zu N.                      aufrechterhalten 
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wollen und auf eine Gewinnbeteiligung gehofft, hat es der Sache nach das besondere wirtschaftliche Interesse 
am Taterfolg festgestellt. 
 

2. Wie der Generalbundesanwalt in seiner Zuschrift zutreffend ausgeführt hat, tragen die getroffenen Feststel-
lungen die Annahme einer Bandenabrede zwischen dem Angeklagten und mindestens zwei weiteren Ban-
denmitgliedern. Insoweit hat das Landgericht festgestellt, dass der Angeklagte sich gemeinsam mit dem ge-
sondert Verfolgten R.               den von N.                      initiierten Verkauf nichtexistierender oder völlig 
wertloser Aktien einer unter dem Namen D.    firmierenden Gesellschaft zu eigen gemacht hat. Ihm war nach 
dem Urteilsinhalt spätestens am 26. November 2019 bewusst, Teil einer Organisationsstruktur geworden zu 
sein, die es darauf anlegte, eine unbestimmte Vielzahl von Anlegern durch Anrufe aus dem von N.                      in 
der Türkei betriebenen Callcenter zur Zahlung erheblicher Geldbeträge ohne werthaltige Gegenleistung zu 
veranlassen. Er ging davon aus, dass auch die im Callcenter agierenden Personen bewusst die Anleger 
täuschten. 
 

3. Der Strafausspruch hat ebenfalls Bestand. Die Strafkammer hat den Schuldumfang rechtsfehlerfrei be-
stimmt. 
 

Die Berücksichtigung des von den Anlegern insgesamt überwiesenen Betrages in Höhe von 470.000 Euro ist 
revisionsgerichtlich nicht zu beanstanden. Eine Zurechnung der vor dem 26. November 2019 entstandenen 
Schäden war möglich, da das Landgericht das pflichtwidrige Verhalten des Angeklagten herangezogen hat, 
der aus "grober Nachlässigkeit" den Gesamtschaden mitverursacht hatte. Dies durfte im Rahmen der Straf-
zumessung berücksichtigt werden, da ein schuldrelevanter Zusammenhang mit der Tat besteht (vgl. BGH, 
Urteil vom 9. Februar 2017 - 1 StR 415/16, NStZ-RR 2017, 168 mwN).
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Alkoholbedingte relative Fahruntüchtigkeit 
 

Leitsatz (redaktionell) 
 

Relative Fahruntüchtigkeit liegt vor, wenn die Blutalkoholkonzentration des Angeklagten zur Tatzeit zwar un-
terhalb des Grenzwertes der absoluten Fahruntüchtigkeit liegt, aber aufgrund zusätzlicher Tatsachen der 
Nachweis alkoholbedingter Fahruntüchtigkeit geführt werden kann. 
 

Sachverhalt 
 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen fahrlässiger Tötung in Tateinheit mit fahrlässiger "Straßenver-
kehrsgefährdung" sowie wegen versuchten Mordes in Tateinheit mit unerlaubtem Entfernen vom Unfallort und 
mit "vorsätzlicher" Trunkenheit im Verkehr zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren und sechs Monaten 
verurteilt, von der wegen einer rechtsstaatswidrigen Verfahrensverzögerung drei Monate als verbüßt gelten, 
eine Einziehungsentscheidung getroffen und eine Sperrfrist für die Erteilung einer Fahrerlaubnis verhängt. Die 
auf die Rüge der Verletzung sachlichen Rechts gestützte Revision des Angeklagten erzielt den aus der Be-
schlussformel ersichtlichen Teilerfolg und ist im Übrigen unbegründet im Sinne des § 349 Abs. 2 StPO. 
 

1. Nach den Feststellungen des Landgerichts befuhr der Angeklagte, der am Abend Alkohol getrunken und 
höchstens zwei Tage zuvor Marihuana konsumiert hatte, mit seinem Pkw nachts eine Landstraße. Er wies 
eine Blutalkoholkonzentration von mindestens 0,72 ‰ und höchstens 1,35 ‰ auf; außerdem enthielt sein Blut 
mindestens 1,6 ng/ml THC. Der Angeklagte wollte eine Freundin aufsuchen, mit der es nach seiner Erwartung 
erstmals zum Geschlechtsverkehr kommen sollte. In einer Rechtskurve, in der die zulässige Höchstgeschwin-
digkeit auf 50 km/h begrenzt war, geriet der Angeklagte infolge alkoholbedingt zu hoher Geschwindigkeit von 
etwas mehr als 80 km/h mit seinem Fahrzeug driftend auf die Gegenfahrbahn und dieses kollidierte mit einem 
Fußgänger. Der Geschädigte wurde durch den Unfall getötet. Der Angeklagte, der den Zusammenstoß mit 
einem Menschen bemerkt hatte, setzte anschließend seine Fahrt fort, wobei er billigend in Kauf nahm, dass 
der Geschädigte noch lebte und bei sofortigen Rettungsmaßnahmen überleben, ohne diese aber versterben 
könnte. Er entfernte sich, um seine Beteiligung an dem Unfall - in intoxikiertem Zustand - zu verdecken. 
 

Entscheidungsgründe 
 

2. Der Schuldspruch hält rechtlicher Nachprüfung nicht stand. 
 

a) Die vom Landgericht in beiden Fällen - als Tatbestandsmerkmal des § 315c Abs. 1 Nr. 1 a) StGB im Fall 1 
und des § 316 Abs. 1 StGB im Fall 2 der Urteilsgründe - festgestellte alkoholbedingte relative Fahruntüchtigkeit 
des Angeklagten ist nicht belegt. 
 

aa) Relative Fahruntüchtigkeit ist gegeben, wenn die Blutalkoholkonzentration des Angeklagten zur Tatzeit 
zwar - wie hier - unterhalb des Grenzwertes der absoluten Fahruntüchtigkeit liegt, aber aufgrund zusätzlicher 
Tatsachen der Nachweis alkoholbedingter Fahruntüchtigkeit geführt werden kann (vgl. BGH, Beschluss vom 
2. März 2021 - 4 StR 366/20 Rn. 10; Urteil vom 22. April 1982 - 4 StR 43/82, BGHSt 31, 42 mwN). Erforderlich 
sind mithin weitere aussagekräftige Beweisanzeichen, die im konkreten Einzelfall belegen, dass die Gesamt-
leistungsfähigkeit des Kraftfahrzeugführers infolge seiner Alkoholisierung so weit herabgesetzt war, dass er 
nicht mehr fähig gewesen ist, sein Fahrzeug im Straßenverkehr eine längere Strecke, auch bei Eintritt schwie-
riger Verkehrslagen, zu steuern. Dies hat das Tatgericht anhand einer Gesamtwürdigung aller relevanten Um-
stände zu beurteilen (vgl. BGH, Urteil vom 22. April 1982 - 4 StR 43/82, BGHSt 31, 42; zu drogenbedingter 
Fahruntüchtigkeit auch Beschlüsse vom 11. April 2023 - 4 StR 80/23 Rn. 22; vom 2. August 2022 - 4 StR 
231/22 Rn. 8 ff.). 
 

bb) Diesen Anforderungen genügt die Beweiswürdigung des Landgerichts nicht. Es hat lediglich knapp aus-
geführt, die unfallursächliche Geschwindigkeitsüberschreitung sei als alkoholbedingter Fahrfehler zu werten, 
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weil "andere Gründe für die angesichts der Dunkelheit und der fehlenden Streckenkenntnis des Angeklagten 
deutlich überhöhte Geschwindigkeit nicht ersichtlich" seien und deshalb eine alkoholbedingte Überschätzung 
der eigenen Fähigkeiten durch den Angeklagten naheliege. 
 

(1) Mit dieser Erwägung ist eine Fahruntüchtigkeit im Sinne der §§ 315c Abs. 1 Nr. 1 a), 316 StGB schon 
deshalb nicht belegt, weil das Landgericht mit ihr der Sache nach nur seine Überzeugung davon begründet, 
dass das Fahrverhalten des Angeklagten durch die Auswirkungen des genossenen Alkohols beeinflusst war, 
jedoch nicht jegliche Mitursächlichkeit einer Alkoholintoxikation für einen Fahrfehler ohne weiteres mit einer 
Fahruntüchtigkeit im Sinne der genannten Straftatbestände gleichzusetzen ist. Die Annahme des Landge-
richts, dass der Angeklagte die eigenen Fähigkeiten alkoholbedingt überschätzt haben müsse, wäre nament-
lich auch mit einer bloßen Enthemmung des Angeklagten infolge des Alkoholkonsums vereinbar, die sein 
fahrerisches Leistungsvermögen noch nicht in einem für die Annahme der Fahruntüchtigkeit ausreichendem 
Maß beeinträchtigt haben muss (vgl. BGH, Beschluss vom 12. April 1994 - 4 StR 688/93, juris Rn. 4). 
 

Dass der Angeklagte einen solchen Zustand erreicht hatte, liegt auch nicht ohne weiteres auf der Hand. Viel-
mehr deuten mehrere festgestellte Umstände auf eine erhaltene Fahrtüchtigkeit hin, die das Landgericht 
rechtsfehlerhaft unerörtert gelassen hat. So war die - nach dem Zweifelssatz zugrunde gelegte - Blutalkohol-
konzentration des Angeklagten mit 0,72 ‰ noch deutlich von einem die Annahme absoluter Fahruntüchtigkeit 
rechtfertigenden Intoxikationsgrad entfernt und der hinzukommende Marihuanakonsum lag im Tatzeitpunkt 
bereits zwei Tage zurück. Die Polizeibeamten, die ca. eine Stunde nach dem Unfall mit dem Angeklagten 
befasst waren, haben keine alkoholtypischen Ausfallerscheinungen bei ihm bemerkt und der psychiatrische 
Sachverständige, dem die Kammer gefolgt ist, hat angenommen, dass eine "relevante Auswirkung des ge-
nossenen Alkohols" auf die Einsichts- oder Steuerungsfähigkeit des Angeklagten auszuschließen sei, und 
dies mit dessen koordinativer Leistungsfähigkeit vor und nach dem Unfall begründet. 
 

(2) Abgesehen von der somit unzureichenden Differenzierung des Landgerichts zwischen alkoholbedingter 
Fahruntüchtigkeit und unterhalb der Schwelle hierzu liegenden Alkoholauswirkungen leidet auch der Aus-
schluss anderer, intoxikationsunabhängiger Unfallursachen durch das Landgericht an durchgreifenden Dar-
stellungs- und Erörterungsmängeln, weshalb der Senat auch ihn nicht in der gebotenen Weise nachzuvollzie-
hen vermag. Es fehlt an Feststellungen zu dem üblichen sowie dem in der Tatnacht vor und nach der Kollision 
gezeigten Fahrverhalten des Angeklagten und einer Würdigung desselben. Eingedenk der Tatsache, dass 
zahlreiche nicht alkoholisierte Kraftfahrer vorgeschriebene Geschwindigkeitsbegrenzungen nicht beachten 
und mit unangepasster Geschwindigkeit fahren (vgl. BGH, Beschluss vom 12. April 1994 - 4 StR 688/93, juris 
Rn. 4 mwN), sowie der Urteilsfeststellungen zu den persönlichen Verhältnissen des Angeklagten, wonach er 
Alkohol nur gelegentlich konsumiert und ihm im Jahr 2022 (nach dem hier gegenständlichen Tatgeschehen) 
wegen zu schnellen Fahrens die Fahrerlaubnis entzogen wurde, wäre zu erörtern gewesen, ob er auch ohne 
einen seine Fahrfähigkeiten herabsetzenden Alkoholeinfluss zu Geschwindigkeitsverstößen neigte und wel-
che Schlüsse hieraus gegebenenfalls auf die Tat gezogen werden können. Nicht ausreichend dargetan ist 
ferner, wie sich die Verkehrssituation dem nicht ortskundigen Angeklagten darstellte, insbesondere ob das die 
Geschwindigkeit begrenzende Verkehrszeichen gut sichtbar oder etwa leicht zu übersehen war und ob sich 
die Gefährlichkeit der (nach den Feststellungen nicht vollständig mit einer durchgezogenen Linie markierten) 
Kurve einem - alkoholisierten, aber noch fahrtüchtigen - Fahrer auch ohne Wahrnehmung des Zeichens er-
schlossen hätte. 
 

b) Der dargelegte Rechtsfehler führt in beiden Fällen zur Aufhebung des Schuldspruchs, die sich auf die für 
sich genommen rechtsfehlerfreie Verurteilung wegen der weiteren, jeweils tateinheitlich zu der angenomme-
nen Gefährdung des Straßenverkehrs bzw. Trunkenheit im Verkehr begangenen Delikte erstreckt (vgl. BGH, 
Beschluss vom 8. Oktober 2024 - 4 StR 318/24 Rn. 6 mwN). Die von dem Rechtsfehler nicht betroffenen 
Feststellungen können hingegen bestehen bleiben (§ 353 Abs. 2 StPO); hiervon ausgenommen sind allerdings 
die Urteilsfeststellungen zur Rauschmittelbeeinflussung des Angeklagten und ihren Auswirkungen auf sein 
Fahrleistungsvermögen sowie zu dem hierauf bezogenen Vorstellungsbild des Angeklagten. Der Senat hebt 
diese unter Einschluss derjenigen zum festgestellten Alkohol- und Marihuanakonsum vor der Tat, zu den Blut-
alkoholkonzentrations- und THC-Befunden und den zurückgerechneten Alkohol-Werten zur Tatzeit sowie zum 
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Fehlen rauschmittelbedingter Ausfallerscheinungen nach der Tat auf, um dem neu zur Entscheidung berufe-
nen Tatgericht widerspruchsfreie Feststellungen zu ermöglichen. 
 

3. Die Aufhebung des Schuldspruchs entzieht dem gesamten Rechtsfolgenausspruch die Grundlage. Dies gilt 
auch für die Kompensationsentscheidung, hinsichtlich deren gegebenenfalls das Verschlechterungsverbot ge-
mäß § 358 Abs. 2 Satz 1 StPO zu beachten sein wird (vgl. BGH, Beschluss vom 20. Dezember 2017 - 1 StR 
408/17 Rn. 15 mwN). 
 

Für die neue Hauptverhandlung weist der Senat außerdem darauf hin, dass das neue Tatgericht, sollte es 
wieder die Einziehung des Kraftfahrzeugs des Angeklagten nach § 74 Abs. 1 StGB in Betracht ziehen, sorg-
fältiger als bisher zu prüfen haben wird, zu welcher vorsätzlichen Tat es als Mittel gedient hat. Dass dies, wie 
vom Landgericht im ersten Rechtsgang angenommen, der versuchte Mord gewesen sei, versteht sich ange-
sichts des Umstandes, dass das tatbestandsmäßige Verhalten insoweit in dem Unterlassen von Rettungs-
maßnahmen und nicht im - aktiven - Verlassen des Unfallorts lag, jedenfalls nicht von selbst. 
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Gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr: Konkrete Gefahr  
 

Leitsatz (redaktionell) 
 

Ein gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr setzt voraus, dass die Tathandlung über die ihr innewohnende la-
tente Gefährlichkeit hinaus in eine kritische Situation geführt hat, in der ein geschütztes Rechtsgut so stark beein-
trächtigt war, dass die Rechtsgutsverletzung nur noch vom Zufall abhing („Beinahe-Unfall“). 
 

Sachverhalt 
 

Das Landgericht hat den Angeklagten unter Freisprechung im Übrigen wegen schweren gefährlichen Eingriffs in 
den Straßenverkehr in Tateinheit mit versuchter gefährlicher Körperverletzung zu einer Freiheitsstrafe von zwei 
Jahren und sechs Monaten verurteilt und gegen ihn Maßregeln nach § 69, § 69a StGB angeordnet. Hiergegen 
wendet sich der Angeklagte mit seiner auf die Rüge der Verletzung materiellen Rechts gestützten Revision. Das 
Rechtsmittel hat Erfolg (§ 349 Abs. 4 StPO). 
 

Entscheidungsgründe 
 

1. Der Wiedereinsetzungsantrag in den Stand vor Ablauf der Revisionsbegründungsfrist ist zulässig und begründet, 
§ 45 StPO. Zwar kommt es auch in der vorliegenden Fallgestaltung des geltend gemachten und dem Angeklagten 
nicht zuzurechnenden Verteidigerverschuldens für die Fristversäumung (vgl. BGH, Beschluss vom 4. Juli 2023 - 5 
StR 145/23 Rn. 9 mwN; Beschluss vom 26. Januar 2017 - 1 StR 671/16 Rn. 5) zur Wahrung der Wochenfrist des 
§ 45 Abs. 1 Satz 1 StPO zwischen Wegfall des Hindernisses und Antragseingang auf die Kenntnis des Angeklagten 
selbst an (st. Rspr.; vgl. BGH, Beschluss vom 29. August 2024 - 2 StR 382/24 Rn. 2; Beschluss vom 20. November 
2019 - 4 StR 522/19 Rn. 3 mwN; Beschluss vom 26. Juni 2018 - 3 StR 197/18 Rn. 3 mwN). Jedoch ist der fehlende 
Vortrag ausnahmsweise unter den hier gegebenen Umständen unschädlich, weil weder die dargestellte Sachlage 
noch der Akteninhalt irgendeinen Anhalt dafür bieten, wie der Angeklagte vor seinem Verteidiger Kenntnis von der 
Fristversäumung erlangt haben könnte (vgl. BGH, Beschluss vom 12. Februar 2025 - 4 StR 529/24 Rn. 4; Be-
schluss vom 1. August 2023 - 2 StR 124/23 Rn. 12 f.). 
 

2. Die revisionsrechtliche Überprüfung des Urteils auf die allgemeine Sachrüge führt zur Aufhebung der Verurtei-
lung. 
 

a) Nach den Feststellungen des Landgerichts entschloss sich der Angeklagte, mit einem Pkw auf dem Parkplatz-
gelände eines Schnellrestaurants auf den 15 Meter entfernt stehenden und auf ihn aufmerksam gewordenen Zeu-
gen A.             zuzufahren, um sich für einen an ihm zuvor begangenen körperlichen Übergriff zu rächen. Hierzu 
fuhr er unter starker Beschleunigung ruckartig an und beschleunigte das Fahrzeug "stark", während er auf sein 
anvisiertes und ihm zugewandtes Opfer zusteuerte, um eine Kollision mit diesem herbeizuführen. Dabei rechnete 
er mit der Möglichkeit, den Zeugen lebensgefährlich zu verletzen, und nahm dies billigend in Kauf. Aufgrund des 
"schnellen" Erkennens der Absichten des Angeklagten gelang es dem Zeugen, "rasch" zu reagieren und zur Seite 
in eine mit Steinen befüllte Einfassung zu springen. Das von dem Angeklagten gelenkte Fahrzeug passierte den 
Zeugen in einer Entfernung von weniger als einem Meter. Sodann vollzog der Angeklagte eine Schleife über leere 
Parkflächen und steuerte ein weiteres Mal auf den Zeugen zu. Dieser stellte sich hinter einen in der Einfassung 
stehenden Baum, sodass er sich in keiner für ihn lebensgefährlichen Position mehr befand. Der Angeklagte fuhr 
erneut am Zeugen vorbei, der daraufhin zur Verhinderung weiterer Anfahrversuche einen Backstein durch die hin-
tere Seitenscheibe des Pkw warf. Anschließend wurde er von einer Mitarbeiterin in das Gebäude gezogen. Diese 
verriegelte die Eingangstür und rief die Polizei. Der Angeklagte informierte wegen des Steinwurfs ebenfalls die 
Polizei und blieb bis zu deren Eintreffen vor Ort. 
 

b) Rechtlich nicht zu beanstanden ist, dass sich das Landgericht zur Frage eines strafbefreienden Rücktritts (§ 24 
Abs. 1 StGB) vom Versuch der gefährlichen Körperverletzung nicht verhalten hat, weil der festgestellte und belegte 
Sachverhalt hierzu nicht drängte. Zwar hat die Strafkammer weder ausdrückliche Feststellungen zum Rücktrittsho-
rizont des Angeklagten getroffen noch sonst aus den von ihr getroffenen Feststellungen Rückschlüsse auf das 
Vorstellungsbild des Angeklagten nach Abschluss der (letzten) Ausführungshandlung gezogen (vgl. nur BGH, 
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Beschluss vom 19. Mai 1993 - GSSt 1/93, BGHSt 39, 221, 227). Jedoch gestattet die vorliegend festgestellte 
objektive Sachlage sichere Rückschlüsse auf die innere Einstellung des Angeklagten (vgl. BGH, Beschluss vom 
12. Februar 2025 - 4 StR 56/24 Rn. 5; Urteil vom 22. Oktober 2013 - 5 StR 229/13 Rn. 11, jew. mwN). Danach liegt 
ein fehlgeschlagener Versuch vor (vgl. BGH, Beschluss vom 15. Januar 2020 - 4 StR 587/19 Rn. 5 mwN). Denn 
der Angeklagte war zweimal vergeblich auf sein angestrebtes Opfer zugefahren, das sich zunächst durch einen 
Sprung zur Seite und sodann hinter einem Baum vor einer Kollision schützen konnte, bis es endgültig durch eine 
Mitarbeiterin im Restaurantgebäude in Sicherheit gebracht wurde. Unter den gegebenen Umständen ist es fernlie-
gend, dass der vor dem Schnellrestaurant bis zum Eintreffen der Polizei ausharrende Angeklagte das Misslingen 
seines Handelns nicht erkannt hat. 
 

c) Jedoch belegen die Feststellungen - worauf der Generalbundesanwalt zutreffend hingewiesen hat - die für die 
Annahme einer vollendeten Tat nach § 315 b Abs. 1 Nr. 3 StGB vorausgesetzte Herbeiführung einer konkreten 
Gefahr für Leib oder Leben eines anderen Menschen oder eine fremde Sache von bedeutendem Wert nicht. 
 

aa) Ein vollendeter gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr erfordert, dass die Tathandlung über die ihr inne-
wohnende latente Gefährlichkeit hinaus in eine kritische Situation geführt hat, in der - was nach allgemeiner Le-
benserfahrung auf Grund einer objektiv nachträglichen Prognose zu beurteilen ist - die Sicherheit einer bestimmten 
Person oder Sache so stark beeinträchtigt war, dass es im Sinne eines "Beinahe-Unfalls" nur noch vom Zufall 
abhing, ob das Rechtsgut verletzt wurde oder nicht (st. Rspr.; vgl. nur BGH, Beschluss vom 20. März 2019 - 4 StR 
517/18, NStZ 2020, 225, 226 mwN; Urteil vom 30. März 1995 - 4 StR 725/94, NJW 1995, 3131 zu § 315c StGB 
mwN). Für die Annahme einer konkreten Gefahr genügt es daher nicht, dass sich Menschen oder Sachen in enger 
räumlicher Nähe zum Täterfahrzeug befunden haben (vgl. BGH, Beschluss vom 20. März 2019 - 4 StR 517/18, 
NStZ 2020, 225, 226; Beschluss vom 3. November 2009 - 4 StR 373/09 Rn. 6). Umgekehrt wird die Annahme einer 
solchen Gefahr aber auch nicht dadurch ausgeschlossen, dass ein Schaden ausgeblieben ist, weil sich der Ge-
fährdete - etwa aufgrund überdurchschnittlich guter Reaktion - noch zu retten vermochte (vgl. BGH, Beschluss vom 
17. Februar 2021 - 4 StR 528/20, NStZ-RR 2021, 187, 188; Urteil vom 30. März 1995 - 4 StR 725/94, NJW 1995, 
3131, jew. zu § 315c StGB; Fischer, StGB, 72. Aufl., § 315c Rn. 15a). Auch wenn an die insoweit zu treffenden 
Feststellungen und die zugrundeliegende Beweiswürdigung keine zu hohen Anforderungen gestellt werden dürfen 
und deshalb genaue Angaben zu Entfernungen, Geschwindigkeiten oder Bremsverzögerungen keine notwendige 
Bedingung für eine ausreichende Sachverhaltsbeschreibung sind (vgl. dazu BGH, Urteil vom 30. März 1995 - 4 
StR 725/24, NJW 1995, 3131 f. mwN), muss sich aus den Darlegungen im Urteil aber gleichwohl hinreichend 
deutlich ergeben, dass es zu einer hochriskanten Situation gekommen ist. Dabei kann es von indizieller Bedeutung 
sein, dass zur Vermeidung eines Schadensfalls alle vorhandenen technischen Möglichkeiten der beteiligten Fahr-
zeuge ausgeschöpft (Vollbremsung) oder gefährliche, weil nicht mehr kontrollierbare, Ausweichmanöver vorge-
nommen werden mussten. Gleiches gilt, wenn massive Kontrollverluste eingetreten sind. 
 

bb) Nach diesen Maßstäben genügen die Feststellungen des Landgerichts nicht den Anforderungen zur Darlegung 
einer konkreten Gefahr für die körperliche Integrität des Zeugen. Denn den Urteilsgründen lässt sich - auch in ihrem 
Gesamtzusammenhang - nicht entnehmen, dass es zu einer Gefahrenlage in dem dargestellten Sinn gekommen 
ist. Insbesondere durfte unter den hier gegebenen Umständen nicht offenbleiben, wie weit sich das Fahrzeug des 
Angeklagten auf der 15 Meter langen Zufahrt dem Zeugen angenähert hatte, als dieser zur Seite sprang. Denn der 
Zeuge war dem Fahrzeug des Angeklagten zugewandt und hatte bereits aufgrund des ruckartigen Anfahrens in 
seine Richtung die Absichten des Angeklagten erkannt. Danach reagierte er "rasch" und sprang in die ihn schüt-
zende Einfassung. Dies lässt die Möglichkeit offen, dass der Zeuge noch rechtzeitig und ohne hohes Eigenrisiko 
auszuweichen vermochte. Der Umstand, dass der Angeklagte mit seinem Fahrzeug sodann in einer Entfernung 
von weniger als einem Meter an dem nunmehr - zumindest relativ - gesicherten Zeugen vorbeifuhr, belegt unter 
diesen Umständen die Annahme eines Beinahe-Unfalls nicht. 
 

d) Dies führt zur Aufhebung der Verurteilung, die sich auch auf die für sich genommen rechtsfehlerfreie Verurteilung 
wegen der tateinheitlich begangenen versuchten gefährlichen Körperverletzung erstreckt. Die Sache bedarf daher 
neuer Verhandlung und Entscheidung. Es erscheint auch nicht ausgeschlossen, dass das neue Tatgericht die für 
die Annahme einer konkreten Gefahr erforderlichen Feststellungen noch treffen kann. Sollte sich der Tatrichter 
vom Eintritt einer konkreten Gefahr im Sinne des § 315b Abs. 1 StGB nicht überzeugen können, käme eine Straf-
barkeit wegen versuchten gefährlichen Eingriffs in den Straßenverkehr nach Abs. 2 der Vorschrift in Betracht.
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Versuchsbeginn 
 

Leitsatz (redaktionell) 
 

Für den Versuch einer Straftat genügt es, dass der Täter Handlungen vornimmt, die nach seinem Tatplan der 
Erfüllung eines Tatbestandsmerkmals vorgelagert sind und in die Tatbestandshandlung unmittelbar einmün-
den. 
 

Sachverhalt 
 

Das Landgericht hat die Angeklagten unter Freispruch im Übrigen des besonders schweren Raubes in Tat-
einheit mit gefährlicher Körperverletzung, des versuchten besonders schweren Raubes in Tateinheit mit ver-
suchter gefährlicher Körperverletzung (Fall II. 2. der Urteilsgründe; dort, der Anklage entsprechend, als Fall 3 
bezeichnet; hier deshalb im Folgenden "Fall 3") sowie den Angeklagten M.         überdies der Verabredung 
zum Raub für schuldig befunden. Letzteren hat es zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von acht Jahren und sechs 
Monaten verurteilt, den Angeklagten E.        zu einer solchen von acht Jahren. Außerdem hat es Einziehungs-
entscheidungen getroffen. Hiergegen wenden sich die Angeklagten mit ihren jeweils auf die Sachrüge ge-
stützten Revisionen. Die Rechtsmittel erzielen den aus der Beschussformel ersichtlichen Teilerfolg; im Übri-
gen sind sie unbegründet im Sinne des § 349 Abs. 2 StPO. 
 

1. Soweit hier von Bedeutung, hat das Landgericht die folgenden Feststellungen und Wertungen getroffen: 
 

Die Angeklagten vereinbarten, zum Schein im Internet Fahrzeuge zum Verkauf anzubieten. Interessenten 
wollten sie telefonisch zu abgelegenen Orten zwecks vermeintlicher Geschäftsabwicklung bestellen. Dort 
sollte den Personen gewaltsam das für den Autokauf mitgeführte Bargeld entwendet werden. 
 

Im hier maßgeblichen Fall 3 inserierte der Angeklagte E.        in Ausführung des Tatplans unter Aliaspersona-
lien auf "mobile.de" einen näher bezeichneten BMW mit angeblichem Motorschaden für 15.000 €. Nachdem 
sich ein Interessent gemeldet hatte, bestellte er diesen zu einer K.   er Adresse. Dorthin begaben sich die 
Angeklagten mit einem eigens angemieteten Fluchtfahrzeug. Nach ihrer Vorstellung sollte es unmittelbar nach 
dem Erscheinen des (einen) Kaufinteressenten zu einer Gewaltanwendung mit dem Ziel der Wegnahme des 
von diesem mitgeführten Kaufpreises kommen. Hierfür wollte E.        Pfefferspray einsetzen. Er erwartete das 
Opfer an der Straße, während sich M.        in Sichtweite verbarg und hinzustoßen sollte, sobald E.        zu dem 
Mann Kontakt aufgenommen hatte. 
 

Die Angeklagten telefonierten miteinander, als wider Erwarten zwei Männer in einem Fahrzeug ohne Trans-
portanhänger eintrafen. Angesichts des Erscheinungsbilds der Personen und der Anwesenheit von zwei Geg-
nern erkannten die Angeklagten, dass sie ihren eigentlichen Tatplan nicht würden ausführen können. Zudem 
waren sie unsicher, ob die Männer zum Kauf oder nur zum Besichtigen des Fahrzeugs und deshalb ohne Geld 
gekommen waren. Deshalb vereinbarten sie den Abbruch ihres Vorhabens. E.        verleugnete, etwas mit 
dem inserierten BMW zu tun zu haben, als einer der Männer ihn ansprach. M.       kam hinzu und verwies die 
"Käufer" auf nahegelegene Kfz-Werkstätten. Gemeinsam begaben sich die Angeklagten zu ihrem Wagen und 
fuhren davon. 
 

Das Landgericht hat die Tat als versuchten besonders schweren Raub in Tateinheit mit versuchter gefährlicher 
Körperverletzung gewürdigt und unter Anwendung des Strafrahmens aus § 250 Abs. 2 StPO Einzelfreiheits-
strafen von fünf Jahren und zwei Monaten (M.        ) beziehungsweise fünf Jahren und vier Monaten (E.       ) 
verhängt. Eine Strafrahmenverschiebung nach § 23 Abs. 2, § 49 Abs. 1 StGB hat die Strafkammer für beide 
Angeklagten abgelehnt und dabei ausgeführt, dass "eine enorme Nähe zur Tatvollendung" gegeben sei.  
 

Entscheidungsgründe 
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2. Die Würdigung des Landgerichts hält rechtlicher Prüfung nicht stand. Die getroffenen Feststellungen bele-
gen nicht, dass die Angeklagten die Schwelle zum Versuch überschritten. Dies versteht sich angesichts der 
Gesamtumstände auch nicht von selbst. Es gilt: 
 

Eine Straftat versucht, wer nach seiner Vorstellung von der Tat zur Verwirklichung des Tatbestandes unmit-
telbar ansetzt (§ 22 StGB). Dafür ist nicht erforderlich, dass der Täter bereits ein Tatbestandsmerkmal ver-
wirklicht. Es genügt, dass er Handlungen vornimmt, die nach seinem Tatplan der Erfüllung eines Tatbestands-
merkmals vorgelagert sind und in die Tatbestandshandlung unmittelbar einmünden, die mithin - aus der Sicht 
des Täters - das geschützte Rechtsgut in eine konkrete Gefahr bringen. Dementsprechend erstreckt sich das 
Versuchsstadium auf Handlungen, die im ungestörten Fortgang unmittelbar zur Tatbestandserfüllung führen 
sollen oder die im unmittelbaren räumlichen und zeitlichen Zusammenhang mit ihr stehen. Dies ist der Fall, 
wenn der Täter subjektiv die Schwelle zum "jetzt geht es los" überschreitet und objektiv zur tatbestandsmäßi-
gen Angriffshandlung ansetzt, so dass sein Tun ohne Zwischenakte in die Tatbestandserfüllung übergeht (st. 
Rspr.; s. etwa BGH, Urteile vom 26. August 1986 - 1 StR 351/86, BGHR StGB § 22 Ansetzen 5; vom 25. 
Oktober 2012 - 4 StR 346/12, BGHR StGB § 22 Ansetzen 36 Rn. 14; Beschluss vom 29. November 2022 - 3 
StR 238/22, BGHR StGB § 281 Überlassen 1 Rn. 26; jeweils mwN). Mittäter treten einheitlich in das Versuchs-
stadium ein, sobald einer von ihnen zur tatbestandlichen Ausführungshandlung ansetzt (st. Rspr.; s. etwa 
BGH, Beschlüsse vom 6. September 1989 - 3 StR 268/89, BGHSt 36, 249, 250; vom 12. Dezember 2023 - 3 
StR 422/23, BGHR StGB/22 Ansetzen 42 Rn. 11). 
 

Hieran gemessen können die Aktivitäten der Angeklagten lediglich Vorbereitungshandlungen gewesen sein, 
die den Tatbestand der Verabredung eines Verbrechens erfüllen mögen (§ 30 Abs. 2 StGB), nicht aber dessen 
Versuch. Denn nach den vom Landgericht getroffenen Feststellungen bleiben die zeitlichen und räumlichen 
Verhältnisse sowie das Vorstellungsbild der Angeklagten letztlich unklar. 
 

In dem gestreckten Ablauf, in dem die Angeklagten zunächst einigen Aufwand betrieben, um den Raub vor-
zubereiten, bedurfte es für den Erfolg aus ihrer Sicht eines wesentlichen Zwischenschritts: Das Opfer musste 
an dem vereinbarten Treffpunkt bei dem wartenden E.        eintreffen, wo der Überfall stattfinden sollte. Ob 
diese Hürde genommen war, bevor sich die Angeklagten auf den Abbruch verständigten, lassen die Urteils-
gründe offen. Denn sie erläutern nicht, wie weit sich das potenzielle Opfer bereits räumlich angenähert hatte, 
als die Angeklagten ihren Tatplan verwarfen. Nahe liegt, dass E.        den Beifahrer von Weitem oder jedenfalls 
zu einem Zeitpunkt ausmachte, in dem die Männer noch im Wagen saßen. In diesem Moment bildeten die 
Distanz und der Schutz durch den PKW ein Hindernis für die Gewaltanwendung. Sollten die Angeklagten die 
Tatausführung bereits jetzt gestoppt haben, wären die potentiellen Opfer räumlich und zeitlich noch außerhalb 
der Gefahrenzone gewesen. 
 

Die Feststellungen lassen auch die subjektiven Umstände offen. So bleibt unklar, ob E.        nach seiner 
Vorstellung zum Zeitpunkt des Abbruchs bereits die Schwelle zum "jetzt geht es los" überschritten hatte. Da-
gegen spricht, dass er durchgehend mit M.        telefonierte, für einen sofortigen Angriff also offenbar noch 
nicht präpariert war. Außerdem stellten die Angeklagten verschiedene Abwägungen an, was ebenfalls darauf 
hindeutet, dass die Entscheidung zum Start noch nicht gefallen war. Schließlich wusste E.        nicht, welcher 
der zwei ankommenden Männer hätte überfallen werden müssen, denn er hatte mit dem Interessenten vorher 
nur telefoniert. Dies alles lässt es jedenfalls nicht ausgeschlossen erscheinen, dass es für ihn eines weiteren 
Willensimpulses bedurft hätte, um tatsächlich mit der Gewaltanwendung zu beginnen. 
 

Soweit das Landgericht die Kontaktaufnahme des einen Mannes mit E.             als Beleg dafür angeführt hat, 
dass es "nach dem Plan der Angeklagten ... in diesem Moment keine weiteren wesentlichen Zwischenschritte 
geben" sollte, mithin die Schwelle zum "jetzt geht´s los" bereits überschritten war (UA 58), hat es verkannt, 
dass die Angeklagten ihren Tatplan verworfen hatten, bevor der Interessent E.        ansprach. 
 

3. Fall 3 bedarf danach neuer Verhandlung und Entscheidung. Dies bringt auch die Gesamtstrafenaussprüche 
zu Fall. Der Senat hebt die zugehörigen Feststellungen auf, um dem neuen Tatgericht widerspruchsfreie ei-
gene Feststellungen zu ermöglichen.
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Volksverhetzung: „Impfen macht frei“-Posting 
 

Leitsatz (redaktionell) 
 

Das Tatbestandsmerkmal des Verharmlosens ist erfüllt, wenn der Täter das betreffende Geschehen in tatsächlicher 
Hinsicht herunterspielt, beschönigt, in seinem wahren Gewicht verschleiert oder in seinem Unwertgehalt bagatelli-
siert beziehungsweise relativiert. 
 

Sachverhalt 
 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Volksverhetzung zu einer Geldstrafe von 80 Tagessätzen zu je 50 € 
verurteilt. Seine auf die Sachrüge gestützte Revision ist unbegründet im Sinne des § 349 Abs. 2 StPO. Der Erörte-
rung bedarf allein der Schuldspruch: 
 

1. Nach den vom Landgericht getroffenen Feststellungen veröffentlichte der Angeklagte im April 2020, während 
der ersten Infektionswelle der COVID-19-Pandemie, über sein von jedem Nutzer einsehbares "Facebook"-Profil 
eine karikaturhaft wirkende Abbildung, die das Eingangstor zu einem Lager zeigte. Oberhalb des Zugangs war der 
geschwungene Schriftzug "Impfen macht frei" angebracht. Das Eingangstor war augenscheinlich an dasjenige des 
Konzentrationslagers Auschwitz mit dem Schriftzug "Arbeit macht frei" angelehnt. Das Tor flankierten zwei schwarz 
gekleidete, soldatisch anmutende Wächter, die jeweils eine überdimensionierte, mit einer grünen Flüssigkeit ge-
füllte Spritze in den Armen hielten. Im Inneren des Lagers waren zwei blumengeschmückte Bildnisse zu erkennen, 
nämlich das Portrait eines überzeichnet dargestellten Chinesen sowie ein solches des "Microsoft"-Gründers und 
Gesundheitsmäzens Bill Gates. Die Abbildung trug den Untertitel "Die Pointe des Coronawitzes". 
 

Vor dem Hintergrund der sich aufheizenden gesellschaftlichen Debatte über die staatlichen Maßnahmen zum 
Schutz gegen das SARS-CoV-2-Virus war die Veröffentlichung geeignet, gewalttätige Reaktionen derjenigen her-
vorzurufen, die sich als Opfer der Coronaschutzmaßnahmen sahen und sich insbesondere nicht gegen das Virus 
impfen lassen wollten. Zudem war sie geeignet, bei in Deutschland wohnhaften Überlebenden des Holocausts und 
Nachkommen der Holocaustopfer ein Klima der Angst und Verunsicherung zu verbreiten. Diese Umstände waren 
dem Angeklagten bewusst. Er nahm sie billigend in Kauf. 
 

Entscheidungsgründe 
 

2. Das Landgericht hat das festgestellte Verhalten als Volksverhetzung nach § 130 Abs. 3 StGB in der Tathand-
lungsvariante des Verharmlosens beurteilt. Dies hält sachlichrechtlicher Nachprüfung stand. Im Einzelnen: 
 

a) Die Annahme der Strafkammer, der Angeklagte habe eine unter der Herrschaft des Nationalsozialismus began-
gene Handlung der in § 6 Abs. 1 VStGB bezeichneten Art öffentlich verharmlost, begegnet keinen rechtlichen 
Bedenken. 
 

aa) Das Tatbestandsmerkmal des Verharmlosens ist erfüllt, wenn der Täter das betreffende Geschehen in tatsäch-
licher Hinsicht herunterspielt, beschönigt, in seinem wahren Gewicht verschleiert oder in seinem Unwertgehalt ba-
gatellisiert beziehungsweise relativiert. Dabei werden alle denkbaren Spielarten agitativer Hetze ebenso wie ver-
brämter diskriminierender Missachtung erfasst. Es kann sich mithin insbesondere sowohl um ein quantitatives als 
auch um ein qualitatives Abwerten handeln (s. BGH, Urteile vom 6. April 2000 - 1 StR 502/99, BGHSt 46, 36, 40, 
42; vom 22. Dezember 2004 - 2 StR 365/04, BGHR StGB § 130 Abs. 3 Verharmlosen 2; BVerwG, Urteil vom 5. 
August 2009 - 6 A 3.08, BVerwGE 134, 275, 282 f.; MüKoStGB/Schäfer/Anstötz, 4. Aufl., § 130 Rn. 82). 
 

bb) Der tatsächliche Gehalt einer - sprachlichen wie bildlichen - Äußerung ist im Wege der Auslegung zu bestim-
men; dies ist Tatfrage des Einzelfalls und damit Sache des Tatgerichts. Dem Revisionsgericht ist eine eigene Wür-
digung versagt. Kommt das Tatgericht zu einem vertretbaren Ergebnis, so hat das Revisionsgericht dessen Ausle-
gung hinzunehmen, sofern sie sich nicht als rechtsfehlerhaft erweist, etwa weil die tatrichterlichen Erwägungen 
lückenhaft sind, Sprach- und Denkgesetze verletzen oder gegen Erfahrungssätze verstoßen; die rechtliche Prüfung 
erstreckt sich darauf, ob allgemeine Auslegungsregeln verletzt worden sind. Verbleiben Zweifel am Inhalt der 
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Äußerung oder ist sie mehrdeutig, gebietet eine am Grundrecht der Meinungsfreiheit gemäß Art. 5 Abs. 1 Satz 1 
GG ausgerichtete Interpretation, auf die günstigere Deutungsmöglichkeit abzustellen, wenn diese nicht ihrerseits 
ausgeschlossen ist (s. BGH, Beschluss vom 3. Mai 2016 - 3 StR 449/15, BGHR StGB § 130 Abs. 3 Leugnen 2 Rn. 
5; LK/Krauß, StGB, 13. Aufl., § 130 Rn. 190, jeweils mwN). 

 

cc) Unter Anlegung dieser Maßstäbe ist die vom Landgericht eingehend dargelegte Wertung nicht zu beanstanden, 
die untertitelte Abbildung verschleiere und bagatellisiere das historisch einzigartige Unrecht der in Konzentrations-
lagern vollzogenen Vernichtung von Millionen europäischen Juden und anderen vom nationalsozialistischen Re-
gime verfolgten Gruppen in seinem wahren Gewicht. 
 

Im Kern hat die Strafkammer diese Deutung damit begründet, dass mit der Darstellung eine qualitative Gleichset-
zung der zur Tatzeit bestehenden und zu erwartenden staatlichen Maßnahmen zum Schutz gegen das Coronavirus 
sowie der Benachteiligungen derjenigen, die sich den staatlichen Maßnahmen widersetzen und nicht gegen SARS-
CoV-2 impfen lassen wollen, mit diesem historisch einzigartigen Unrecht vorgenommen werde. Im heutigen rechts-
staatlichen Deutschland seien indes keine vergleichbaren Repressalien gegen nicht impfbereite Personen gegeben 
oder zu erwarten gewesen. 
 

Andere Deutungsmöglichkeiten hat die Strafkammer ausgeschlossen. Insbesondere sei die Darstellung nicht dahin 
zu verstehen, dass die gegenwärtigen und zukünftig zu befürchtenden Eingriffe in die Rechte der sich Corona-
schutzmaßnahmen widersetzenden Menschen lediglich im Sinne einer überzogenen Dramatisierung aufgewertet 
würden. Vielmehr werde - insbesondere - der Eindruck erweckt, der NS-Völkermord sei bloß ein vergleichbares 
Übel gewesen. Eine Überzeichnung eigener Betroffenheit sei hier von der damit verbundenen missachtenden Ab-
wertung des Schicksals der Opfer dieses Unrechts nicht zu trennen. 
 

Gegen diese Auslegung ist von Rechts wegen nichts zu erinnern (zu verwandten Fällen s. BayObLG, Beschluss v. 
20.3.2023 - 206 StRR 1/23, juris Rn. 20 ff.; KG, Urteil v. 13.2.2023 - [2] 121 Ss 140/22 [44/22], juris Rn. 10 ff.; 
zustimmend SSW-StGB/Lohse, 6. Aufl., § 130 Rn. 36; berichtend Stegbauer, NStZ 2023, 400, 404; zu dem unmit-
telbaren Bezug auf das Konzentrationslager Auschwitz auch Hoven/Obert, NStZ 2022, 331, 333 f.). Dem Gewähr-
leistungsinhalt des Grundrechts der Meinungsfreiheit hat die Strafkammer bei ihrer Interpretation beanstandungs-
frei Rechnung getragen. Jedenfalls auf dieser einzelfallbezogenen Grundlage steht der qualitativen Abwertung des 
NS-Völkermordes im Sinne einer Bagatellisierung von dessen Unwertgehalt nicht entgegen, dass zugleich die Aus-
wirkungen von Coronaschutzmaßnahmen überzogen dramatisiert dargestellt werden sollten (zur tatrichterlichen 
Beurteilung vgl. BayObLG, Beschluss v. 2.7.2024 - 206 StRR 199/24, BeckRS 2024, 15772 Rn. 26; für eine gene-
relle Untrennbarkeit Rackow, ZIS 2010, 366, 374 f.; dagegen im Einzelfall kritisch Hoven/Obert aaO, S. 334 f.). 
 

b) Das Landgericht hat ebenso ohne Rechtsfehler angenommen, dass die Veröffentlichung der untertitelten Abbil-
dung geeignet war, den öffentlichen Frieden zu stören. 
 

aa) Öffentlicher Friede ist ein Zustand allgemeiner Rechtssicherheit sowie das begründete Vertrauen der Staats-
bürger in die Fortdauer dieses Zustands. Eine Störung dieses Friedens erfordert, dass berechtigte - mithin konkrete 
- Gründe für die Befürchtung vorliegen, ein Angriff werde das Vertrauen in die öffentliche Rechtssicherheit erschüt-
tern, sei es auch nur bei der Bevölkerungsgruppe, gegen die er sich richtet (s. BGH, Urt. v. 25.9.2024 - 3 StR 32/24, 
NJW 2025, 380 Rn. 22 mwN). Die Eignung zur Friedensstörung kann, namentlich bei einer Leugnung und Billigung 
im Sinne des § 130 Abs. 3 StGB, indiziert sein; bei einer Verharmlosung ist sie hingegen selbständig festzustellen 
(s. BVerfG, Beschl. v. 22.6.2018 - 1 BvR 2083/15, NJW 2018, 2861 Rn. 23; BGH, Urt. v. 11.1.2018 - 3 StR 427/17, 
BGHSt 63, 66 Rn. 18; v. 25.9.2024 - 3 StR 32/24, aaO; Matt/Renzikowski/Altenhain, StGB, 2. Aufl., § 130 Rn. 25). 
Meinungsäußerungen können dieses Merkmal erfüllen, wenn sie über die Überzeugungsbildung des Adressaten 
hinaus mittelbar auf Realwirkungen angelegt sind und etwa in Form von Appellen zum Rechtsbruch, aggressiven 
Emotionalisierungen oder durch Herabsetzung von Hemmschwellen rechtsgutgefährdende Folgen unmittelbar 
auslösen können (s. BVerfG, Beschl. v. 4.11.2009 - 1 BvR 2150/08, BVerfGE 124, 300, 332; v. 22.6. 2018 - 1 BvR 
2083/15, aaO, Rn. 27; BGH, Beschluss v. 14.11.2023 - 3 StR 141/23, BGHR StGB § 130 Abs. 1 Friedensstörung 
2 Rn. 54; LK/Krauß, StGB, 13. Aufl., § 130 Rn. 138; kritisch Roth, GSZ 2022, 123, 127 f.). 
 

bb) Das Landgericht hat zur Friedensgefährdung rechtsfehlerfreie Feststellungen getroffen und die aufgezeigten 
Maßstäbe zutreffend darauf angelegt. 
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(1) Auf der Grundlage seiner Auslegung hat es sich davon überzeugt, dass die Veröffentlichung der untertitelten 
Abbildung geeignet war, gewalttätige Reaktionen derjenigen hervorzurufen, die sich als Opfer der Coronaschutz-
maßnahmen sahen und sich insbesondere nicht gegen das Virus impfen lassen wollten. 
 

Im Rahmen einer Gesamtwürdigung hat es dabei - wiederum unter Berücksichtigung des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG 
- den Inhalt der Darstellung, die Art und Weise ihrer Veröffentlichung sowie die politische Situation und die Stim-
mungslage in der Bevölkerung zum Tatzeitpunkt bedacht. Nachvollziehbar hat es zum einen darauf abgehoben, 
die Abbildung insinuiere, den Betroffenen staatlicher Coronaschutzmaßnahmen werde gleiches Unrecht zugefügt 
wie den Opfern des NS-Völkermordes, weshalb sie geeignet sei, ihre Betrachter aggressiv zu emotionalisieren. 
Zum anderen hat es der Darstellung jedenfalls vertretbar Appellcharakter dahin beigemessen, sich gegen staatliche 
Maßnahmen rechtzeitig, auch gewaltsam, zur Wehr zu setzen, bevor es zu einem staatlichen Impfzwang komme. 
Denn durch die Gleichsetzung künftiger Belastungen von Ungeimpften im rechtsstaatlichen Deutschland mit der 
Situation der europäischen Juden und anderen vom NS-Regime verfolgten Gruppen im Nationalsozialismus werde 
nicht impfbereiten Personen eine bevorstehende Position der absoluten Entrechtung attestiert, gegen die sie mit 
und ohne Gewalt Widerstand leisten dürfen und unter Umständen sogar müssen. Vor diesem Hintergrund habe 
die Abbildung die rein geistige Sphäre des Für-richtig-Haltens verlassen und könne in Rechtsgutverletzungen oder 
erkennbar in Gefährdungslagen umschlagen (zu einem ähnlichen Fall vgl. BayObLG, Beschluss vom 20. März 
2023 - 206 StRR 1/23, juris Rn. 46). 
 

(2) Die Strafkammer hat zudem die Überzeugung gewonnen, dass die Veröffentlichung des Weiteren geeignet war, 
bei in Deutschland wohnhaften Überlebenden des Holocausts und Nachkommen der Holocaustopfer ein Klima der 
Angst und Verunsicherung zu verbreiten. Denn die Abbildung degradiere den NS-Völkermord "zu einem austausch-
baren Vergleichsobjekt für unliebsame und als belastend empfundene" Maßnahmen, die indes nicht im Ansatz 
vergleichbar seien (ebenso BayObLG, Beschlüsse vom 17. Februar 2023 - 207 StRR 32/23, NStZ-RR 2023, 174, 
176; vom 12. April 2023 - 207 StRR 80/23, StV 2024, 353 Rn. 21; vom 2. August 2023 - 203 StRR 287/23, NJW 
2023, 3525 Rn. 10). Dies könne Hemmschwellen gegen antisemitische Übergriffe senken und das Sicherheitsge-
fühl der vom Holocaust betroffenen Gruppen beeinträchtigen, weil die Anerkennung der Schwere und Außerge-
wöhnlichkeit dieses Unrechts gleichsam ein Schutzwall gegen solche Übergriffe bilde. 
 

Das Argument, der NS-Völkermord werde zu einem seine Einzigartigkeit missachtenden Vergleichsobjekt gemacht, 
verliert nicht entscheidend an Gewicht, wenn in Bedacht genommen wird, dass die Coronaschutzmaßnahmen nicht 
nur als belastend empfunden wurden, sondern vielfach tatsächlich mit erheblichen Rechtseingriffen verbunden 
waren. 
 

(3) Der rechtlichen Würdigung, wonach die beschriebenen potentiellen Risiken von gewalttätigen Reaktionen und 
- insoweit vom Landgericht nur ergänzend eingestellt - Beeinträchtigungen des Sicherheitsgefühls die Eignung zur 
Friedensstörung begründen, ist beizutreten. 
 

cc) Wenngleich es nicht mehr tragend darauf ankommt, tritt hinzu, dass die Strafkammer rechtsfehlerfrei festgestellt 
hat, mit der Veröffentlichung der Abbildung werde außerdem das Narrativ einer kapitalistischen jüdischen Weltver-
schwörung weitergetragen. Durch die Darstellung zweier blumengeschmückter Bildnisse im Inneren des Lagers, 
die einen Chinesen sowie den "Microsoft"-Gründer und Gesundheitsmäzen Bill Gates zeigten, drücke die Abbil-
dung aus, dass diese Personen das Lager beherrschten und von dem dargestellten Impfzwang profitierten. Da Bill 
Gates jedoch regelmäßig, insbesondere im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie, mit dem antisemitischen 
Verschwörungsmythos einer finanzstarken, jüdischen Elite in Verbindung gebracht werde, sei die Abbildung dahin 
zu verstehen, dass jene Personengruppe die Bevölkerung mittels des Coronavirus und der dagegen gerichteten 
staatlichen Schutzmaßnahmen zum Zweck des eigenen Profits unterdrücke. 
 

Zwar hat das Landgericht diese Feststellung lediglich im Rahmen der Strafzumessung getroffen und gewürdigt. 
Indes ist ausgeschlossen, dass sie ihm aus dem Blick geraten ist, als es sich damit befasst hat, ob die Abbildung 
eine emotionalisierende Wirkung entfaltet. 
 

c) Auch im Übrigen weisen die Feststellungen und Wertungen der Strafkammer, namentlich zum subjektiven Tat-
bestand, keinen revisiblen Mangel auf. 


